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Kreis Lippe 
 

287 Bekanntmachung über standortbezogene UVP 

 Vorprüfung 
 
Öffentliche Bekanntmachung 
 
Kreis Lippe              25.08.2026 
Fachgebiet 680 
Immissionsschutz-Umweltrecht und Controlling 
Felix-Fechenbach-Straße 5 
32756 Detmold 
 
Aktenzeichen: 
680-32 9960-5/7 
 
Abgrabungen 
Bekanntmachung der Entscheidung über die Notwen-
digkeit einer Umweltverträglichkeitsprüfung (standort-
bezogene Vorprüfung des Einzelfalls nach § 9 Abs. 2 S. 
1 Nr. 2, Abs. 4 i. V. m. § 7 Abs. 2 S. 2-6 des Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung - UVPG i. V. m. § 1 
des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
im Lande Nordrhein-Westfalen - UVPG NRW) 
 
Die Firma Wienerberger GmbH, Oldenburger Allee 26, 
30659 Hannover beantragt gemäß §§ 3 und 7 des Abgra-
bungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (AbgrG 
NRW) die Genehmigung für die Änderung der Tongrube 
Dehlentrup (Anpassung der Rekultivierungsplanung), in 
Detmold in der Gemarkung Dehlentrup, Flur 3, Flur-stück 9, 
93, 95 und 190 (je teilweise). 
 
Der im Jahr 2004 genehmigte Umfang der Abgrabung von 
8,8 Hektar wurde bislang nur zu etwa 30 % ausgeschöpft 
und soll nicht weiter in Anspruch genommen wer-den. Der 
Antrag auf Änderung der Rekultivierung bezieht sich damit 
in der Hauptsache auf die Herrichtung des bisher abgebau-
ten Bereiches auf dem Flurstück 190 und vorzeitigem Be-
triebsende an der Abbaustätte. 
 
Die beantragte Änderung betrifft eine Anpassung des Ge-
ländes durch Verfüllung mit unbelastetem Bodenmaterial zur 
abschließenden Herrichtung als Ackerfläche. Im August 
2025 wurden in Absprache mit der unteren Wasserwirt-
schaftsbehörde Wassermengen abgelassen, die sich inner-
halb der Tongrube angesammelt hatten, um die Verfüllung 
zu ermöglichen. 
 
Im Anschluss an die vollständige Verfüllung der Grube soll 
die Fläche nach der Abnahme landwirtschaftlich genutzt 
werden. 
 
Bei dem hier gegenständlichen Vorhaben handelt es sich 
um ein Änderungsvorhaben im Sinne des § 9 Abs. 2 UVPG 
i. V. m. § 1 UVPG NRW. Die Abgrabung ist in der Liste der 
UVP – pflichtigen Vorhaben (Anlage 1 zu § 1 UVPG NRW, 
Nr. 10 c) als Vorhaben genannt, für das eine standortbezo-
gene Vorprüfung des Einzelfalls auf das Erfordernis einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung hin durchzuführen ist. Die 
Prüfung erfolgt nach § 9 Abs. 2 S. 1 Nr. 2, Abs. 4 i. V. m. § 
7 Abs. 2 S. 2-6 UVPG i. V. m. § 1 UVPG NRW. 
 
Aufgrund der Prüfung des Vorhabens auf die UVP Pflicht 
sind erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen, die die be-
sondere Empfindlichkeit oder die Schutzziele des Gebietes  
 

 
betreffen und nach § 25 Abs. 2 UVPG bei der Zulassungs-
entscheidung zu berücksichtigen wären, nicht zu erwarten. 
Insbesondere werden die Belange des betroffenen Land-
schaftsschutzgebietes 2.2-1 im Landschaftsplan Nr. 9 „Det-
mold“ durch die beantragte Änderung nicht beeinträchtigt. 
Weitere Schutzgebiete sind nicht betroffen. Die Herrichtung 
dient dem Ziel einer Folgenutzung als Ackerfläche. Die ur-
sprünglich vorgesehene freie Sukzession entfällt. Unter Be-
rücksichtigung der nun durch die vorzeitige Beendigung des 
Abbaubetriebes verkürzten Betriebsdauer wurden die Kom-
pensationserfordernisse neu ermittelt und in einem aktuali-
sierten Rekultivierungsplan dargestellt. Mit Anrechnung ei-
ner bereits durchgeführten ex-ternen Kompensationsmaß-
nahme sowie dem Erhalt randlicher Gehölzstrukturen ist der 
Kompensationsbedarf als ausgeglichen anzusehen. 
Unter Beteiligung der jeweiligen Fachbehörden wurde des-
halb festgestellt und entschieden, dass keine Pflicht zur 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. 
Die Feststellung ist selbstständig nicht anfechtbar. 
 
Diese Entscheidung wird hiermit gem. § 5 Abs. 2 des UVPG 
der Öffentlichkeit bekannt gegeben. 
 
Dieser Text ist auch auf der Internetseite des Kreises Lippe 
unter:https://www.kreis-lippe.de/kreis-lippe/aktuelles/amtli-
che-bekanntmachungen/bekanntmachungen-umwelt-und-
energie.php 
(→ Abgrabungen → Umweltverträglichkeitsprüfung) abruf-
bar. 
 
Zudem wird die Entscheidung über das länderübergreifende 
UVP-Portal unter https://www.uvp-verbund.de/ bekannt ge-
macht. 
 
Kreis Lippe 
Der Landrat 
 
Im Auftrag 
 
 
gez. Diekjobst 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://www.kreis-lippe.de/kreis-lippe/aktuelles/amtliche-bekanntmachungen/bekanntmachungen-umwelt-und-energie.php
https://www.kreis-lippe.de/kreis-lippe/aktuelles/amtliche-bekanntmachungen/bekanntmachungen-umwelt-und-energie.php
https://www.kreis-lippe.de/kreis-lippe/aktuelles/amtliche-bekanntmachungen/bekanntmachungen-umwelt-und-energie.php
https://www.uvp-verbund.de/
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288 Immissionsschutz 

 
Öffentliche Bekanntmachung 
 
Kreis Lippe – Der Landrat    Datum: 25.08.2026 
Fachgebiet 680 – Immissionsschutz,  
Umweltrecht und Controlling  
Felix-Fechenbach-Straße 5 
32756 Detmold 
immissionsschutz@kreis-lippe.de 
 
Aktenzeichen: 
766.0025/26/1.6.2 (LA-10) 
 
Immissionsschutz 
Bekanntmachung der Entscheidung über die Notwen-
digkeit einer Umweltverträglichkeitsprüfung (allge-
meine Vorprüfung gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 4 i. V. 
m. § 7 Abs. 1 S. 2 des Gesetzes über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung - UVPG) 
 
Die Windpark Lage-Lückhausen GmbH & Co. KG, Stepha-
nitorsbollwerk 3, 28217 Bremen beantragt die Änderungsge-
nehmigung gemäß §§ 16, 19 Bundes-Immissionsschutzge-
setz (BImSchG) für die Änderung der Stell-, Montage- und 
Wegeflächen (temporärer und dauerhafter Ausbau) einer 
Windenergieanlage (WEA) des Typs 
 
 

• LA-10: Nordex N175 mit einer Nabenhöhe von 
179,0 m, einem Rotorblattdurchmesser von 175,0 
m und einer Gesamthöhe von 266,0 m sowie einer 
Nennleistung von 6,8 MWel 

 
im Außenbereich der Stadt Lage. 
 
Durch die Genehmigung in einem vorherigen Änderungsge-
nehmigungsverfahren nach § 16 b Abs. 7 Satz 3 und Abs. 8 
i. V. m. § 19 BImSchG wurde der Anlagentyp von Vestas 
V172, Nabenhöhe 175 m, Leistung 7,2 MW auf Nordex 
N175 6.X, Nabenhöhe 179 m, Leistung 6,8 MW geändert 
(siehe Aktenz. §16b: 766.0084/25/1.6.2). Durch diese Ände-
rung des Anlagentyps müssen die Kranstell- und Montage-
flächen sowie Wege und Kompensationsmaßnahmen sowie 
das Ersatzgeld angepasst werden. 
 
Standort der Windenergieanlage 
 
   LA-10 
Stadt:   Lage 
Gemarkung:  Hardissen 
Flur / Flurstücke: 1 / 149 
east (UTM):   486 492 
north (UTM):   5 763 806 
Aktenzeichen §4: 766.0008/24/1.6.2 
Aktenzeichen §16b: 766.0084/25/1.6.2 
Aktenzeichen §16: 766.0025/26/1.6.2  
 
Das beantragte Vorhaben unterliegt dem immissionsschutz-
rechtlichen Genehmigungsvorbehalt nach § 16 BImSchG i. 
V. m. der Nr. 1.6.2 (V) des Anhangs I zu § 1 der Vierten 
Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (4. BImSchV).  
Bei dem hier gegenständlichen Vorhaben handelt es sich 
um ein Änderungsvorhaben im Sinne vom § 9 Abs. 1 UVPG,  
 
für das im Rahmen einer allgemeinen Vorprüfung zu prüfen 
ist, ob die Änderungen zusätzliche erhebliche nachteilige  

 
oder andere erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen 
hervorrufen kann. 
Nach Prüfung des Sachverhaltes unter Einbeziehung der 
unteren Naturschutzbehörde wurde festgestellt und ent-
schieden, dass die Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung nicht erforderlich ist, da zusätzliche erhebliche 
nachteilige oder andere erhebliche nachteilige Umweltaus-
wirkungen nach den in der Anlage 3 des UVPG genannten 
Schutzkriterien nicht zu erwarten sind. Die hier in Frage 
kommenden Umweltauswirkungen führen zu keiner UVP-
Pflicht. Weitere Auswirkungen auf Schutzgüter des UVPG 
sind nicht ersichtlich. Die Feststellung ist selbstständig nicht 
anfechtbar. Diese Entscheidung wird hiermit gem. § 5 Abs. 
2 UVPG der Öffentlichkeit bekannt gegeben. 
 
Zudem wird die Entscheidung über das länderübergreifende 
UVP-Portal unter www.uvp-verbund.de bekannt gemacht. 
 
Dieser Text ist auch auf der Internetseite des Kreises Lippe 
unter www.kreis-lippe.de/kreis-lippe/aktuelles/amtliche-
bekanntmachungen/bekanntmachungen-umwelt-und-
energie.php 
 

(→ Immissionsschutz → Umweltverträglichkeitsprüfung 
(Feststellung der UVP-Pflicht nach § 5 UVPG (UVP-Vorprü-
fung))) abrufbar. 
 
 
Im Auftrag 
 
 
gez. Smentek 

Kr.Bl.Lippe 25.08.2026 
 
 
 

289 Immissionsschutz 

 
Öffentliche Bekanntmachung 
 
Kreis Lippe – Der Landrat      Datum: 25.08.2026 
Fachgebiet 680 – Immissionsschutz,  
Umweltrecht und Controlling  
Felix-Fechenbach-Straße 5 
32756 Detmold 
immissionsschutz@kreis-lippe.de 
 
Aktenzeichen: 
766.0026/26/1.6.2 (LA-11) 
 
Immissionsschutz 
Bekanntmachung der Entscheidung über die Notwen-
digkeit einer Umweltverträglichkeitsprüfung (allge-
meine Vorprüfung gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 4 i. V. 
m. § 7 Abs. 1 S. 2 des Gesetzes über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung - UVPG) 
 
Die Windpark Lückhausen GmbH & Co. KG, Marienstraße 
7, 41751 Viersen beantragt die Änderungsgenehmigung ge-
mäß §§ 16, 19 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) 
für die Änderung der Stell-, Montage- und Wegeflächen 
(temporärer und dauerhafter Ausbau) sowie für die  
 
 
Änderung der Betriebsweise (Entfall turbulenzbedingter Ein-
schränkungen in gewissen Sektoren und unter gewissen 
Windbedingungen) einer Windenergieanlage (WEA) des 
Typs 

https://www.uvp-verbund.de/
https://www.kreis-lippe.de/kreis-lippe/aktuelles/amtliche-bekanntmachungen/bekanntmachungen-umwelt-und-energie.php
https://www.kreis-lippe.de/kreis-lippe/aktuelles/amtliche-bekanntmachungen/bekanntmachungen-umwelt-und-energie.php
https://www.kreis-lippe.de/kreis-lippe/aktuelles/amtliche-bekanntmachungen/bekanntmachungen-umwelt-und-energie.php
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− LA-11: Nordex N175 mit einer Nabenhöhe von 
179,0 m, einem Rotorblattdurchmesser von 175,0 
m und einer Gesamthöhe von 266,0 m sowie einer 
Nennleistung von 6,8 MWel 

 
im Außenbereich der Stadt Lage. 
 
Durch die Genehmigung in einem vorherigen Änderungsge-
nehmigungsverfahren nach § 16 b Abs. 7 Satz 3 und Abs. 8 
i. V. m. § 19 BImSchG wurde der Anlagentyp von Vestas 
V172, Nabenhöhe 175 m, Leistung 7,2 MW auf Nordex 
N175 6.X, Nabenhöhe 179 m, Leistung 6,8 MW geändert 
(siehe Aktenz. §16b: 766.0085/25/1.6.2). Durch diese Ände-
rung des Anlagentyps müssen die Kranstell- und Montage-
flächen sowie Wege und Kompensationsmaßnahmen sowie 
das Ersatzgeld angepasst werden. 
 
Dem Antrag liegt ein gegenüber der Genehmigung vom 
22.12.2025 (Az. 766.0085/25/1.6.2) neues Gutachten zur 
Standorteignung von Windenergieanlagen zugrunde. Im ur-
sprünglichen Gutachten für die § 16b BImSchG-Genehmi-
gung der WEA war eine Abschaltung beinhaltet, die nach 
erfolgter Lastenrechnung gutachterlich respektive unter 
Wahrung der Statik-Anforderungen herausgerechnet wer-
den konnte. Turbulenzbedingte Einschränkungen in gewis-
sen Sektoren und unter gewissen Windbedingungen zum 
Schutz von Drittwindkraftanlagen entfallen demnach für die 
WEA LA-11 völlig. Da das neue Gutachten zur  
 
 
Standorteignung somit einen Entfall eines sektorbezogenen 
Abschaltungserfordernisses beinhaltet, bedeutet dies, dass 
die WEA eine höhere Betriebszeit erreichen mag. 
 
Durch die entsprechende Änderung der Betriebsmodi der 
WEA erhöht sich die Betriebsdauer der WEA geringfügig; 
dies kann zu einer marginalen Zunahme der Emissionszei-
ten der WEA führen. An den maximalen Emissionswerten (z. 
B. Schallleistungspegel) ändert sich jedoch an den Immissi-
onspunkten nichts, da diese durch die Genehmigung v. 
22.12.2025 hinsichtlich z. B. ihrer maximal zulässigen Be-
schallung durch die WEA begrenzt sind; es werden also z. 
B. die Schallrichtwerte an allen relevanten Immissionsorten 
im Umfeld weiterhin eingehalten. 
 
Durch die Änderung der turbulenzbedingten Abschaltung 
werden keine sonstigen Änderungen an der WEA vorge-
nommen, d.h. sowohl die Abmaße der WEA und ihrer Be-
standteile inkl. Fundament als auch die Nennleistung und ihr 
Standort bleiben unverändert. 
 
 
Standort der Windenergieanlage 
 
   LA-11 
Stadt:   Lage 
Gemarkung:  Hardissen 
Flur / Flurstücke: 1 / 31/1 
east (UTM):   486 831 
north (UTM):   5 763 360 
Aktenzeichen §4: 766.0011/24/1.6.2 
Aktenzeichen §16b: 766.0085/25/1.6.2 
Aktenzeichen §16: 766.0026/26/1.6.2  
 
Das beantragte Vorhaben unterliegt dem immissionsschutz-
rechtlichen Genehmigungsvorbehalt nach § 16 BImSchG i. 
V. m. der Nr. 1.6.2 (V) des Anhangs I zu § 1 der Vierten  
 

 
Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (4. BImSchV).  
Bei dem hier gegenständlichen Vorhaben handelt es sich 
um ein Änderungsvorhaben im Sinne vom § 9 Abs. 1 UVPG, 
für das im Rahmen einer allgemeinen Vorprüfung zu prüfen 
ist, ob die Änderungen zusätzliche erhebliche nachteilige 
oder andere erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen 
hervorrufen kann. 
Nach Prüfung des Sachverhaltes unter Einbeziehung der 
unteren Naturschutzbehörde sowie nach Prüfung der rele-
vanten Antragsunterlagen (Gutachten zur Standorteignung 
von Windenergieanlagen) wurde festgestellt und entschie-
den, dass die Durchführung einer Umweltverträglichkeits-
prüfung nicht erforderlich ist, da zusätzliche erhebliche 
nachteilige oder andere erhebliche nachteilige Umweltaus-
wirkungen nach den in der Anlage 3 des UVPG genannten 
Schutzkriterien nicht zu erwarten sind. Die hier in Frage 
kommenden Umweltauswirkungen führen zu keiner UVP-
Pflicht. Weitere Auswirkungen auf Schutzgüter des UVPG 
sind nicht ersichtlich. Die Feststellung ist selbstständig nicht 
anfechtbar. Diese Entscheidung wird hiermit gem. § 5 Abs. 
2 UVPG der Öffentlichkeit bekannt gegeben. 
 
Zudem wird die Entscheidung über das länderübergreifende 
UVP-Portal unter www.uvp-verbund.de bekannt gemacht. 
 
Dieser Text ist auch auf der Internetseite des Kreises Lippe 
unter www.kreis-lippe.de/kreis-lippe/aktuelles/amtliche-
bekanntmachungen/bekanntmachungen-umwelt-und-
energie.php 
 
 

(→ Immissionsschutz → Umweltverträglichkeitsprüfung 
(Feststellung der UVP-Pflicht nach § 5 UVPG (UVP-Vorprü-
fung))) abrufbar. 
 
Im Auftrag 
 
 
gez. Smentek 

Kr.Bl.Lippe 25.08.2026 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://www.uvp-verbund.de/
http://www.kreis-lippe.de/kreis-lippe/aktuelles/amtliche-bekanntmachungen/bekanntmachungen-umwelt-und-energie.php
http://www.kreis-lippe.de/kreis-lippe/aktuelles/amtliche-bekanntmachungen/bekanntmachungen-umwelt-und-energie.php
http://www.kreis-lippe.de/kreis-lippe/aktuelles/amtliche-bekanntmachungen/bekanntmachungen-umwelt-und-energie.php
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Stadt Bad Salzuflen 
 

290 Bekanntmachung der Schiedsamtsperson im 

 Schiedsamtsbezirk 1 
 
Der Hauptausschuss der Stadt Bad Salzuflen hat in seiner 
Sitzung am 01.07.2026 Herrn Sascha Skoruppa für die 
Dauer von 5 Jahren zur ehrenamtlichen Schiedsperson für 
den Schiedsamtsbezirk I (Stadt Bad Salzuflen I, Wüsten, 
Lockhausen, Biemsen-Ahmsen) gewählt. 
 
Termine können per E-Mail an  
schiedsamtbezirk1@bad-salzuflen.de 
 
oder unter der Mobil-Nr. 0151 / 555 66 306 
 
vereinbart werden. 
 
 
Bad Salzuflen, 10.08.2026 
 
 
i.V. 
Melanie Koring 
1. Beigeordnete und Stadtkämmerin 

Kr.Bl.Lippe 25.08.2026 
 
 
 

291 Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung 

 (§10 LZG NRW) 
 
Die Stadt Bad Salzuflen stellt mit dieser Bekanntmachung 
ein Schriftstück (Kassenzeichen: 10052691-0200-0001) an 
Herrn Roman Milewski, geb. 26.04.1973, letzte bekannte 
Anschrift: Stauteichstraße 98, 32105 Bad Salzuflen gemäß 
§ 10 LZG NRW öffentlich zu.  
 
Wegen des unbekannten Aufenthalts der vorgenannten Per-
son ist die Zustellung auf andere Art nicht möglich. Es ist 
daher die öffentliche Zustellung gemäß § 10 LZG NRW 
durchzuführen.  
 
Das Schriftstück kann bei der Stadt Bad Salzuflen, Korl-Bie-
gemann-Straße 52, 32108 Bad Salzuflen, nach telefoni-
scher Terminvereinbarung (05222/952-401), vom Betroffe-
nen gegen Vorlage des Personalausweises abgeholt oder 
eingesehen werden.  
 
Das Schriftstück gilt zwei Wochen nach Veröffentlichung im 
Kreisblatt Lippe als zugestellt (§10 Abs. 2 VwZG). 
 
Bad Salzuflen, den 28.07.2026 
Der Bürgermeister 
Im Auftrag  
 
 
gez. Kulling 

Kr.Bl.Lippe 25.08.2026 
 
 
 

292 Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung 

 (§10 LZG NRW) 
 
Die Stadt Bad Salzuflen stellt mit dieser Bekanntmachung 
ein Schriftstück (Haftungsbescheid) an Herrn Mohammad Al  

 
Zein, geb. 04.08.1995 in Libanon, letzte bekannte Anschrift: 
Ziegelstraße 18, 32105 Bad Salzuflen gemäß § 10 LZG 
NRW öffentlich zu. 
 
Wegen des unbekannten Aufenthalts der vorgenannten Per-
son ist die Zustellung auf andere Art nicht möglich. Es ist 
daher eine öffentliche Zustellung gemäß § 10 LZG NRW 
durchzuführen.  
 
Das Schriftstück kann bei der Stadt Bad Salzuflen nach te-
lefonischer Terminvereinbarung (05222/952-336) vom Be-
troffenen gegen Vorlage des Personalausweises abgeholt 
oder eingesehen werden.  
 
Das Schriftstück gilt zwei Wochen nach Veröffentlichung im 
Kreisblatt Lippe als zugestellt (§ 10 Abs. 2 VwZG). 
 
Bad Salzuflen, den 14.08.2026 
Der Bürgermeister 
Im Auftrag  
 
 
gez. Buchhorn 

Kr.Bl.Lippe 25.08.2026 
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Stadt Detmold 
 

293 Hinweis auf eine öffentlich-rechtliche  

 Vereinbarung 
 
zwischen der Stadt Bad Lippspringe und den Koopera-
tionspartner Gemeinde Schlangen, Gemeinde August-
dorf, Stadt Detmold, Stadt Horn-Bad Meinberg, Senne-
gemeinde Hövelhof, Stadt Lage, Stadt Oerlinghausen 
und Stadt Schloß Holte-Stukenbrock  
 
Ziel der Zusammenarbeit ist die Fortführung des EFRE-För-
derprojektes (Europäischer Fonds für regionale Entwick-
lung) "Senne für alle Sinne" (von 01.07.2017 bis 30.06.2021 
durchgeführt von der Biologischen Station Kreis Paderborn-
Senne e.V.), die touristische Neuausrichtung des Senne-
Radweges sowie die gemeinsame touristische Förderung, 
Entwicklung und Vermarktung des Landschaftsraumes 
Senne als eigenständige Angebotsmarke in der Tourismus-
region Teutoburger Wald. 
 
Gemäß § 24 Abs. 3 Satz 2 GkG NRW wird auf die Veröffent-
lichung der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung ‚Senne für 
alle Sinne‘ im Amtsblatt des Kreises Paderborn Nr. 29/2026 
vom 15.07.2026 hingewiesen. 
 
Detmold, 18. August 2026 
  
Stadt Detmold  
 
 
Der Bürgermeister  
Frank Hilker 

Kr.Bl.Lippe 25.08.2026 
 
 
 

294 Versteigerung von FUNDSACHEN (Fund-
 fahrräder und weitere Fundgegenstände) 
 
Die gefundenen und vom Eigentümer nicht abgeholten 
Fundsachen werden am  
 
Samstag, 10.10.2026 ab 10.00 Uhr 
 auf dem Gelände des Bauhofes   
   32756 Detmold, Georgstr. 10  
 
(Städtische Betriebe, bitte der Beschilderung folgen!) meist-
bietend versteigert.  
 
Die Fundsachen wurden mehr als 6 Monate im Fundbüro 
aufbewahrt.  
Die Finder werden hiermit aufgefordert -soweit noch nicht 
geschehen- bis zum 25.09.2026 ihre Rechte aus Fundmel-
dungen geltend zu machen. 
 
 
STADT DETMOLD 
 
 
Der Bürgermeister 
Frank Hilker 

Kr.Bl.Lippe 25.08.2026 
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Stadt Lage 
 

295 Öffentlich-rechtliche Vereinbarung „Senne für 

 alle Sinne“ zwischen der Stadt Bad Lippspringe 
 und den Gemeinden Schlangen und  
 Augustdorf, der Sennegemein-de Hövelhof  
 sowie den Städten Detmold, Horn-Bad  
 Meinberg, Lage, Oerlinghausen und Schloß 
 Holte-Stukenbrock 
 
Im Amtsblatt für den Kreis Paderborn Nr. 29 vom 15.Juli 
2026, S. 2 ff, 107/2026 ist die öffentlich-rechtliche Vereinba-
rung „Senne für alle Sinne“ vom 29.10.2025 zwischen den 
v.g. genannten Kommunen öffentlich bekannt gemacht wor-
den. 
 
Auf diese Veröffentlichung weise ich hiermit gemäß § 24 
Abs. 3 Satz 2 des Gesetzes über kommunale Gemein-
schaftsarbeit (GkG NRW) vom 01.10.1979 (GV.NRW. S. 
621) in der zurzeit gültigen Fassung hin. 
 
Die Bekanntmachung ist auch auf der Internetseite der Stadt 
Lage einsehbar: 
 
www.lage.de/Rathaus&Politik/Bürgerservice/Bekanntma-
chungen 
 
Lage, 11.08.2026 
 
Stadt Lage 
 
 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
Gez. Uwe Aust 

Kr.Bl.Lippe 25.08.2026 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

http://www.lage.de/Rathaus&Politik/Bürgerservice/Bekanntmachungen
http://www.lage.de/Rathaus&Politik/Bürgerservice/Bekanntmachungen
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Alte Hansestadt Lemgo 
 

296 Öffentliche Bekanntmachung der Widmung der 

 Straße „Pöppelbreite“ in Lemgo 
 

I. 
 
1. Nachstehend aufgeführte Verkehrsfläche wurde endgül-

tig ausgebaut: 
 

„Pöppelbreite“ 
Gemarkung Brake, Flur 13, Flurstück 46 

(siehe auch anliegender Lageplan) 
 
2. Die vorgenannte Verkehrsfläche ist mit sofortiger Wir-

kung für den öffentlichen Verkehr gem. § 6 des Straßen- 
und Wegegesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(StrWG NW) in der derzeit gültigen Form gewidmet. 

 
3. Die vorgenannte Straße wird nach ihrer Verkehrsbedeu-

tung in die Straßengruppe einer Gemeindestraße einge-
stuft. 

 
4. Baulastträger dieser öffentlichen Straße ist die Stadt 

Lemgo. 
 

II. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach 
öffentlicher Bekanntmachung Klage beim Verwaltungsge-
richt Minden erhoben werden. 
 
 
Lemgo, 17.08.2026 
 
 
(Baier) 
Bürgermeister 
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297 Bebauungsplan 26 01. 69 Oberer Pahnsiek/ Am 

 Stiftsland – 1. Änderung 
 

− Beschluss über die Aufstellung der 1. Ände-
rung des Bebauungsplanes 26 01. 69 „Oberer 
Pahnsiek/ Am Stiftsland“ im Vollverfahren  

− Beschluss über die frühzeitige Öffentlichkeits-
beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB und die früh-
zeitige Behörden- und Trägerbeteiligung gem. § 
4 Abs. 1 BauGB 

 

 
„Der Stadtentwicklungsausschuss des Rates der Alten Han-
sestad Lemgo beschließt die Aufstellung der 1. Änderung 
des Bebauungsplanes 26 01.69 „Oberer Pahnsiek/ Am 
Stiftsland“.“ 
 
„Der Stadtentwicklungsausschuss beschließ die frühzeitige 
Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß §3 Abs. 1 BauGB und die 
frühzeitige Behörden-beteiligung gemäß § 4 Abs. 1 BauGB.“ 
 
Der Stadtentwicklungsausschuss des Rates der Alten Han-
sestadt Lemgo hat in seiner öffentlichen Sitzung am 
03.09.2025 die Aufstellung und am 05.05.2026 die frühzei-
tige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 Bauge-
setzbuch (BauGB) und die frühzeitige Beteiligung der Be-
hörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 
4 Abs. 1 BauGB für die 1. Änderung des Bebauungsplanes  
 

 
Nr. 26 01.69 „Oberer Pahnsiek/Stiftsland“ im Vollverfahren 
beschlossen. 
 
Diese Beschlüsse werden hiermit gemäß § 2 Abs. 1 Bauge-
setzbuches (BauGB) in der z.Zt. geltenden Fassung öffent-
lich bekannt gemacht.  
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 26 01.69 
Oberer Pahnsiek/Stiftsland – 1. Änderung ist in dem beige-
fügten Kartenauszug grafisch dargestellt. Für die genaue 
Abgrenzung sind die in den Planunterlagen vorgenomme-
nen Grenzeintragungen verbindlich. 
 
Allgemeine Ziele und Zwecke der Planung 
Der Bebauungsplanes 26 01.69 „Oberer Pahnsiek/ Am 
Stiftsland“ wurde mit seiner Bekannt-machung am 
10.06.2025 rechtskräftig. Aufgrund von fehlender Flächen-
verfügbarkeit wurde eine Fläche in der Mitte des Baugebie-
tes gemäß der Realnutzung als landwirtschaftliche Fläche 
fest-gesetzt. Diese Fläche steht nun doch für eine Wohnbau-
landentwicklung zur Verfügung. 
 
Die Überplanung des gesamten Baugebiets war schon im-
mer darauf ausgelegt, dass bei Verfüg-barkeit der Fläche ein 
städtebaulich sinnvoller Lückenschluss erfolgen kann. 
Durch die Über-planung entstehen ca. 15 Baugrundstücke 
für die Bebauung mit Einfamilien- und Doppelhäusern. Dar-
über hinaus wird die Errichtung einer Wohnstätte für Men-
schen mit Beeinträchtigung und einer Tagesstruktur ermög-
licht.  
 
Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit 
Die Unterlagen zum Planentwurf des Bebauungsplanes Nr. 
26 01.69 Oberer Pahnsiek/Stiftsland – 1. Änderung wird in 
der Zeit vom  
 

31.08.2026 – 04.10.2026 
 
zu jedermanns Einsicht veröffentlicht.  
 
Die Unterlagen können innerhalb dieses Zeit-raums online 
in den Beteiligungsportalen unter  
http://www.o-sp.de/lemgo/beteiligung.php und 
https://www.bauleitplanung.nrw/ eingesehen wer-den. In 
diesen Portalen besteht die Möglichkeit sich zur Planung zu 
äußern und Stellungnahmen abzugeben. 
 
Zusätzlich zur Veröffentlichung im Internet können die Un-
terlagen Montag, Dienstag und Donnerstag von 8.30 bis 
12.00 Uhr sowie Donnerstagnachmittag von 14.00 bis 17.00 
Uhr während der Öffnungszeiten des Bauamtes der Stadt 
Lemgo, Heustr. 36 - 38, in der Abteilung Stadt-planung auf 
einem digitalen Lesegerät eingesehen werden.  
 
Um einen individuellen Erörterungstermin zu vereinbaren, 
wenden Sie sich bitte an den zuständigen Sachbearbeiter 
(Telefon: 05261 213-411; Mail: k.driedger@lemgo.de). 
 
Während der Veröffentlichungsfrist sollen Stellungnahmen 
gem. § 3 Abs. 2 BauGB elektronisch vorgebracht werden. 
Bei Bedarf können diese aber auch auf anderem Weg abge-
geben werden.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass nicht fristgerecht abgege-
bene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung der 1. Än-
derung des Bebauungsplanes 26 01.69 „Oberer Pahnsiek/ 
Am Stifts-land“ unberücksichtigt bleiben können. Auch wird 
darauf hingewiesen, dass eine Vereinigung im Sinne des §  

http://www.o-sp.de/lemgo/beteiligung.php
https://www.bauleitplanung.nrw/
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4 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 des Umwelt-Rechtsbehelfsge-
setzes in einem Rechtsbehelfsverfahren nach § 7 Absatz 2 
des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes gemäß § 7 Ab-satz 3 
Satz 1 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes mit allen Ein-
wendungen ausgeschlossen ist, die sie im Rahmen der Ver-
öffentlichungsfrist nicht oder nicht rechtzeitig geltend ge-
macht hat, aber hätte geltend machen können. 
 
 
Lemgo, den 14.08.2026 
 
ALTE HANSESTADT LEMGO 
Der Bürgermeister 
 
 
Markus Baier 

Kr.Bl.Lippe 25.08.2026 
 
 
 

298 Bebauungsplan Nr. 26 01.13  

 „Kleiner Spiegelberg“ und 1. Vereinfachte  
 Änderung - Aufhebung 
 

− Information der Öffentlichkeit über Ziele und 
Zwecke der Planung gem. § 13a Abs. 3 BauGB 

 
Der Stadtentwicklungsausschuss des Rates der Alten Han-
sestadt Lemgo hat in seiner öffentlichen Sitzung am 
24.06.2025 folgenden Beschluss gefasst: 
 
„Der Stadtentwicklungsausschuss des Rates der Alten 
Hansestadt Lemgo beschließt die Aufhebung des Be-
bauungsplanes 26 01.13 Kleiner Spiegelberg inklusive 
seiner 1. vereinfachten Änderung.“ 
 
Dieser Beschluss wird hiermit gemäß § 2 Abs. 1 und § 13a 
des Baugesetzbuches (BauGB) in der z.Zt. geltenden Fas-
sung öffentlich bekannt gemacht. 
 
Der Geltungsbereich des aufzuhebenden Bebauungs-pla-
nes 26 01.13 „Kleiner Spiegelberg“ und seiner 1. Vereinfach-
ten Änderung ist in dem beigefügten Kartenauszug grafisch 
dargestellt. Für die genaue Abgrenzung sind die in den Plan-
unterlagen vorgenommenen Grenzeintragungen verbind-
lich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
Allgemeine Ziele und Zwecke der Planung 

− Erhalt der Grünstruktur (Gartenflächen) 

− Begrenzung der Versiegelung auf das Mindestmaß 

− Weiterentwicklung im Maßstab der Umgebungsbe-
bauung 

− Keine Überformung des Quartiers durch z.B. groß-
flächigen Geschosswohnungsbau 

− Förderung der gegenseitigen Rücksichtnahme 
 
Wesentliche Auswirkungen: 

− Nach Aufhebung des Bebauungsplanes und seiner 
1. vereinfachten Änderung richtet sich die pla-
nungsrechtliche Beurteilung nach §34 BauGB 

 
Die Aufhebung des Bebauungsplanes Nr. 26 01.13 „Kleiner 
Spiegelberg“ und seiner 1. Vereinfachten Änderung wird ge-
mäß § 13a BauGB in Verbindung mit § 13 Abs. 3 BauGB im 
beschleunigten Verfahren durchgeführt. Auf die Durchfüh-
rung einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, die Er-
stellung eines Umwelt-berichtes und die Angabe, welche Ar-
ten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, wird ge-
mäß § 13a Abs. 2 und 3 BauGB in Verbindung mit § 13 Abs. 
3 BauGB verzichtet.  
 
Die hierfür wesentlichen Gründe wurden im Rahmen der 
Vorprüfung des Einzelfalls geprüft mit dem Ergebnis, dass 
der Bebauungsplan keine erheblichen Umweltauswirkungen 
hat. Mit der Planung des Plan-gebietes wird der Umweltzu-
stand nicht nachteilig verändert. Die Notwendigkeit einer  
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Vorprüfung anzuschließenden Umweltverträglichkeitsprü-
fung (UVP) ist nicht gegeben. Ein UVP pflichtiges Vorhaben 
oder eine UVP pflichtige Planung wird nicht ausgelöst.  
 
Ebenso wird von der frühzeitigen Unterrichtung und Erörte-
rung im Sinne von § 3 Abs. 1 BauGB abgesehen.  
 
 
Beteiligung der Öffentlichkeit 
 
Die Unterlagen über die allgemeinen Ziele und Zwecke der 
Planung und die voraussichtlichen Auswirkungen der Pla-
nung sind vom 
 

31.08.2026 – 20.09.2026 
 
zu jedermanns Einsicht veröffentlicht. 
 
Die Unterlagen können innerhalb dieses Zeitraums online in 
den Beteiligungsportalen unter  
https://www.o-sp.de/lemgo/beteiligung und 
https://www.bauleitplanung.nrw.de eingesehen werden. In 
diesen Portalen besteht die Möglichkeit sich zur Planung zu 
äußern und Stellungnahmen abzugeben.  
 
Zusätzlich zur Veröffentlichung im Internet können die Un-
terlagen Montag, Dienstag und Donnerstag von 8.30 bis 
12.00 Uhr sowie Donnerstagnachmittag von 14.00 Bis 17.00 
Uhr während der Öffnungszeiten des Bauamtes der Stadt 
Lemgo, Heustr. 36-38, in der Abteilung Stadtplanung auf ei-
nem digitalen Lesegerät eingesehen werden. 
 
Um einen individuellen Erörterungstermin zu vereinbaren, 
wenden Sie sich bitte an die zuständigen Sachbearbeiterin 
(Telefon: 05261 213-411; Mail 5.610@lemgo.de).in 
 
Während der Veröffentlichungsfrist sollen Stellung-nahmen 
elektronisch vorgebracht werden. Bei Bedarf können diese 
aber auch auf anderem Weg abgegeben werden.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass nicht fristgerecht abgege-
bene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über die 
Aufhebung des Bebauungsplanes 26 01.13 „Kleiner Spie-
gelberg“ und seine 1. Vereinfachte Änderung unberücksich-
tigt bleiben können. Auch wird darauf hingewiesen, dass 
eine Vereinigung im Sinne des § 3 Absatz 3 Satz 1 Nummer 
2 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes in einem Rechts-
behelfsverfahren nach § 7 Absatz 2 des Umwelt-Rechts-
behelfsgesetzes gemäß § 7 Absatz 3 Satz 1 des Umwelt-
Rechtsbehelfsgesetzes mit allen Einwendungen ausge-
schlossen ist, die sie im Rahmen der Veröffentlichungsfrist 
nicht oder nicht rechtzeitig geltend gemacht hat, aber hätte 
geltend machen können. 
 
 
Lemgo, den 14.08.2026 
 
ALTE HANSESTADT LEMGO 
Der Bürgermeister 
 
 
Markus Baier 

Kr.Bl.Lippe 25.08.2026 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://www.o-sp.de/lemgo/beteiligung
https://www.bauleitplanung.nrw.de/
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Sparkasse Paderborn-Detmold-Höxter 
 

299 Aufgebot einer Sparurkunde 

 
Die Sparurkunde Nr. 3709144319 ausgestellt von der 
Sparkasse Paderborn-Detmold-Höxter als Rechtsnachfol-
ger der ehemaligen Sparkasse Detmold ist abhandenge-
kommen. 
Der Inhaber der Sparurkunde wird aufgefordert, seine 
Rechte binnen drei Monaten unter Vorlage der Sparurkunde 
anzumelden. 
Wird die Sparurkunde nicht vorgelegt, wird sie für kraftlos 
erklärt. 
  
Paderborn, 18. August 2026 
 
 

Sparkasse Paderborn-Detmold-Höxter 
Der Vorstand 

Kr.Bl.Lippe 25.08.2026 
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Stadtwerke Lemgo GmbH 
 

300 Veröffentlichung Jahresabschluss 2025 

 
Bekanntmachung der Stadtwerke Lemgo GmbH 
 
Die Gesellschafterversammlung der Stadtwerke Lemgo 
GmbH hat, nachdem der Aufsichtsrat in seiner Sitzung am 
23. Juni 2026 den Jahresabschluss 2025 der Stadtwerke 
Lemgo GmbH formell festgestellt hat, in seiner Sitzung am 
14. Juli 2026 folgenden Beschluss gefasst: Der Jahresüber-
schuss 2025 in Höhe von 630.865,64 EUR wird in voller 
Höhe der Gewinnrücklage zugeführt. 
 
Jahresabschluss und Lagebericht liegen in der Zeit vom 08. 
September bis einschließlich 12. September 2026 während 
der Geschäftszeiten (montags bis donnerstags von 8.00 bis 
16.30 Uhr und freitags von 8.00 bis 13.00 Uhr) im Verwal-
tungsgebäude Bruchweg 24, Lemgo, zur Einsicht aus. 
 
Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses und Lageberich-
tes beauftragte Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Dr. Heil-
maier & Partner GmbH, Krefeld, hat den folgenden uneinge-
schränkten Bestätigungsvermerk erteilt: 
 
 
VERMERK ÜBER DIE PRÜFUNG DES JAHRESAB-
SCHLUSSES UND DES LAGEBERICHTS 
 
 
Prüfungsurteile  
Wir haben den Jahresabschluss der Stadtwerke Lemgo 
GmbH, Lemgo, - bestehend aus der  
Bilanz zum 31.12.2025 und der Gewinn- und Verlustrech-
nung für das Geschäftsjahr vom 01.01.2025 bis zum 
31.12.2025 sowie dem Anhang, einschließlich der Darstel-
lung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden - geprüft. 
Darüber hinaus haben wir den Lagebericht der Stadtwerke 
Lemgo GmbH, Lemgo, für das Geschäftsjahr vom 
01.01.2025 bis zum 31.12.2025 geprüft.   
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung ge-
wonnenen Erkenntnisse  
 

• entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen 
wesentlichen Belangen den deutschen, für Kapital-
gesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vor-
schriften und vermittelt unter Beachtung der deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechen-
des Bild der Vermögens- und Finanzlage der Ge-
sellschaft zum 31.12.2025 sowie ihrer Ertragslage 
für das Geschäftsjahr vom 01.01.2025 bis zum 
31.12.2025 und  

 

• vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein 
zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft. In 
allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebe-
richt in Einklang mit dem Jahresabschluss, ent-
spricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften 
und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen 
Entwicklung zutreffend dar.   

 
Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere 
Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die Ordnungsmä-
ßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts ge-
führt hat.  

 
Grundlage für die Prüfungsurteile  
 
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Be-
achtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festge-
stellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Ab-
schlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung nach 
diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Ver-
antwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jah-
resabschlusses und des Lageberichts“ unseres Bestäti-
gungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von 
dem Unternehmen unabhängig in Übereinstimmung mit den 
deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vor-
schriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufs-
pflichten in Übereinstimmung mit diesen An-forderungen er-
füllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten 
Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als 
Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss 
und zum Lagebericht zu dienen.  
  
  
Verantwortung des gesetzlichen Vertreters und des Auf-
sichtsrats für den Jahresabschluss und den Lagebe-
richt  
 
Der gesetzliche Vertreter ist verantwortlich für die Aufstel-
lung des Jahresabschlusses, der den deutschen, für Kapi-
talgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften 
in allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass 
der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsäch-
lichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner 
ist der gesetzliche Vertreter verantwortlich für die internen 
Kontrollen, die er in Übereinstimmung mit den deutschen 
Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig 
bestimmt hat, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses 
zu ermöglichen, der frei von wesentlichen falschen Darstel-
lungen aufgrund von dolosen Handlungen (d.h. Manipulati-
onen der Rechnungslegung und Vermögensschädigungen) 
oder Irrtümern ist.  
 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses ist der gesetzli-
che Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit der Gesell-
schaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beur-
teilen. Des Weiteren hat er die Verantwortung, Sachverhalte 
in Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstä-
tigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus ist er 
dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungsle-
gungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätig-
keit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder recht-
liche Gegebenheiten entgegenstehen.  
 
Außerdem ist der gesetzliche Vertreter verantwortlich für die 
Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein zutreffen-
des Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in 
allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in 
Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften 
entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Ent-
wicklung zutreffend darstellt. Ferner ist der gesetzliche Ver-
treter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen 
(Systeme), die er als notwendig erachtet hat, um die Aufstel-
lung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzu-
wendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermög-
lichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die 
Aussagen im Lagebericht erbringen zu können.  
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Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung des 
Rechnungslegungsprozesses der Gesellschaft zur Aufstel-
lung des Jahresabschlusses und des Lageberichts.  
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung 
des Jahresabschlusses und des Lageberichts  
 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu 
erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von we-
sentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen 
Handlungen oder Irrtümern ist, und ob der Lagebericht ins-
gesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft 
vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem 
Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonne-
nen Erkenntnissen in Einklang steht, den deutschen gesetz-
lichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken 
der zukünftigen Entwicklung zu-treffend darstellt, sowie ei-
nen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungs-
urteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhal-
tet.  
 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, 
aber keine Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung 
mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirt-
schaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung 
eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche 
Darstellungen können aus dolosen Handlungen oder Irrtü-
mern resultieren und werden als wesentlich angesehen, 
wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie 
einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jah-
resabschlusses und Lageberichts getroffenen wirtschaftli-
chen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen.  
 
Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen 
aus und bewahren eine kritische Grundhaltung. Darüber hin-
aus  
 

• identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesent-
licher falscher Darstellungen im Jahresabschluss 
und im Lagebericht aufgrund von dolosen Handlun-
gen oder Irrtümern, planen und führen Prüfungs-
handlungen als Reaktion auf diese Risiken durch 
sowie erlangen Prüfungsnachweise, die ausrei-
chend und geeignet sind, um als Grundlage für un-
sere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass 
eine aus dolosen Handlungen resultierende we-
sentliche falsche Darstellung nicht aufgedeckt wird, 
ist höher als das Risiko, dass eine aus Irrtümern 
resultierende wesentliche falsche Darstellung nicht 
aufgedeckt wird, da dolose Handlungen kollusives 
Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Un-
vollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. 
das Außerkraft-setzen interner Kontrollen beinhal-
ten können.  

 

• erlangen wir ein Verständnis von den für die Prü-
fung des Jahresabschlusses relevanten internen 
Kontrollen und den für die Prüfung des Lagebe-
richts relevanten Vorkehrungen und Maßnahmen, 
um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den 
Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit 
dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit der in-
ternen Kontrollen der Gesellschaft bzw. dieser Vor-
kehrungen und Maßnahmen abzugeben.  

 
 
 

 

• beurteilen wir die Angemessenheit der von dem ge-
setzlichen Vertreter angewandten Rechnungsle-
gungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von 
dem gesetzlichen Vertreter dargestellten geschätz-
ten Werte und damit zusammenhängenden Anga-
ben.  

 

• ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemes-
senheit des von dem gesetzlichen Vertreter ange-
wandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fort-
führung der Unternehmenstätigkeit sowie, auf der 
Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob 
eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang 
mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die 
bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der Gesell-
schaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit 
aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kom-
men, dass ei-ne wesentliche Unsicherheit besteht, 
sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf 
die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss 
und im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, 
falls diese Angaben unangemessen sind, unser je-
weiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen 
unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der 
bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks er-
langten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse 
oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, 
dass die Gesellschaft ihre Unternehmenstätigkeit 
nicht mehr fortführen kann.  

 

• beurteilen wir Darstellung, Aufbau und Inhalt des 
Jahresabschlusses insgesamt ein-schließlich der 
Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zu-
grunde liegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse 
so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Be-
achtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnis-
sen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- 
und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt.  

• beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit 
dem Jahresabschluss, seine Gesetzesentspre-
chung und das von ihm vermittelte Bild von der 
Lage des Unternehmens.  

 

• führen wir Prüfungshandlungen zu den von dem 
gesetzlichen Vertreter dargestellten zukunftsorien-
tierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis 
ausreichender geeigneter Prüfungsnachweise voll-
ziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsori-
entierten Angaben von dem gesetzlichen Vertreter 
zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach 
und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zu-
kunftsorientierten An-gaben aus diesen Annah-
men. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zu-
kunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrunde 
liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es be-
steht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass 
künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsori-
entierten Angaben abweichen.  

 

• Wir erörtern mit den für die Überwachung Verant-
wortlichen unter anderem den geplanten Umfang 
und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeut-
same Prüfungsfest-stellungen, einschließlich etwa-
iger bedeutsamer Mängel in internen Kontrollen, 
die wir während unserer Prüfung feststellen.  
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Sonstige gesetzliche und andere rechtliche Anforderun-
gen  
 
Vermerk über die Prüfung der Einhaltung der Rech-
nungslegungspflichten nach § 6b Abs. 3 EnWG und § 3 
Abs. 4 Satz 2 MsbG  
 
Prüfungsurteile  
 
Wir haben geprüft, ob die Gesellschaft ihre Pflichten nach § 
6b Abs. 3 Sätze 1 bis 5 EnWG und § 3 Abs. 4 Satz 2 MsbG 
zur Führung getrennter Konten für das Geschäftsjahr vom 
01.01.2025 bis zum 31.12.2025 eingehalten hat. Darüber 
hinaus haben wir die Tätigkeitsabschlüsse für die Tätigkei-
ten Elektrizitätsverteilung, Gasverteilung und moderne 
Messstellen nach § 6b Abs. 3 Satz 1 EnWG sowie § 3 Abs. 
4 Satz 2 MsbG – bestehend jeweils aus der Bilanz zum 
31.12.2025 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das 
Geschäftsjahr vom 01.01.2025 bis zum 31.12.2025 sowie 
die als Anlage beigefügten Angaben zu den Rechnungsle-
gungsmethoden für die Aufstellung der Tätigkeitsab-
schlüsse – geprüft.  
  

• Nach unserer Beurteilung wurden die Pflichten 
nach § 6b Abs. 3 Sätze 1 bis 5 EnWG und § 3 Abs. 
4 Satz 2 MsbG zur Führung getrennter Konten in 
allen wesentlichen Belangen eingehalten.  

  

• Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prü-
fung gewonnenen Erkenntnisse entsprechen die 
beigefügten Tätigkeitsabschlüsse in allen wesentli-
chen Belangen den deutschen Vorschriften des § 
6b Abs. 3 Sätze 5 bis 7 EnWG und des § 3 Abs. 4 
Satz 2 MsbG.  

 
 
Grundlage für die Prüfungsurteile  
 
Wir haben unsere Prüfung der Einhaltung der Pflichten zur 
Führung getrennter Konten und der Tätigkeitsabschlüsse in 
Übereinstimmung mit § 6b Abs. 5 EnWG unter Beachtung 
des IDW Prüfungsstandards: Prüfung nach § 6b Energiewirt-
schaftsgesetz (IDW PS 610 n.F. (07.2021)) durchgeführt. 
Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und 
Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Ab-
schlussprüfers für die Prüfung der Einhaltung der Rech-
nungslegungspflichten nach § 6b Abs. 3 EnWG und § 3 Abs. 
4 Satz 2 MsbG“ weitergehend beschrieben. Wir sind von 
dem Unternehmen unabhängig in Übereinstimmung mit den 
deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vor-
schriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufs-
pflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen er-
füllt. Wir wenden als Wirtschaftsprüfungsgesellschaft die An-
forderungen des IDW Qualitätsmanagementstandards: An-
forderungen an das Qualitätsmanagement in der Wirt-
schaftsprüferpraxis (IDW QMS 1) an. Wir sind der Auffas-
sung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise aus-
reichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere 
Prüfungsurteile zur Einhaltung der Rechnungslegungspflich-
ten nach § 6b Abs. 3 EnWG und § 3 Abs. 4 Satz 2 MsbG zu 
dienen. 
  
Verantwortung des gesetzlichen Vertreters und des Auf-
sichtsrats für die Einhaltung der Rechnungslegungs-
pflichten nach § 6b Abs. 3 EnWG und § 3 Abs. 4 Satz 2 
MsbG  
 
 

 
Der gesetzliche Vertreter ist verantwortlich für die Einhaltung 
der Pflichten nach § 6b Abs. 3 Sätze 1 bis 5 EnWG und § 3 
Abs. 4 Satz 2 MsbG zur Führung getrennter Konten. Der ge-
setzliche Vertreter ist auch verantwortlich für die Aufstellung 
der Tätigkeitsabschlüsse nach den deutschen Vorschriften 
des § 6b Abs. 3 Sätze 5 bis 7 EnWG und des § 3 Abs. 4 Satz 
2 MsbG.  
 
Außerdem ist der gesetzliche Vertreter verantwortlich für die 
internen Kontrollen, die er als notwendig erachtet hat, um 
die Pflichten zur Führung getrennter Konten einzuhalten.  
 
Die Verantwortung des gesetzlichen Vertreters für die Tätig-
keitsabschlüsse entspricht der im Abschnitt „Verantwortung 
des gesetzlichen Vertreters und des Aufsichtsrats für den 
Jahres-abschluss und den Lagebericht“ hinsichtlich des Jah-
resabschlusses beschriebenen Verantwortung mit der Aus-
nahme, dass der jeweilige Tätigkeitsabschluss kein unter 
Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung den tatsächlichen Verhältnissen entsprechen-
des Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Tä-
tigkeit zu vermitteln braucht.  
 
Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung der 
Einhaltung der Rechnungslegungspflichten der Gesellschaft 
nach § 6b Abs. 3 EnWG und § 3 Abs. 4 Satz 2 MsbG.  
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung 
der Einhaltung der Pflichten zur Rechnungslegung nach 
§ 6b Abs. 3 EnWG und § 3 Abs. 4 Satz 2 MsbG  
 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu 
erlangen,  
  

• ob der gesetzliche Vertreter seine Pflichten nach § 
6b Abs. 3 Sätze 1 bis 5 EnWG und § 3 Abs. 4 Satz 
2 MsbG zur Führung getrennter Konten in allen we-
sentlichen Belangen eingehalten hat und  

• ob die Tätigkeitsabschlüsse in allen wesentlichen 
Belangen den deutschen Vorschriften des § 6b 
Abs. 3 Sätze 5 bis 7 EnWG und des § 3 Abs. 4 Satz 
2 MsbG entsprechen.  

 
Ferner umfasst unsere Zielsetzung, einen Vermerk in den 
Bestätigungsvermerk aufzunehmen, der unsere Prüfungsur-
teile zur Einhaltung der Rechnungslegungspflichten nach § 
6b Abs. 3 EnWG und § 3 Abs. 4 Satz 2 MsbG beinhaltet.  
 
Die Prüfung der Einhaltung der Pflichten nach § 6b Abs. 3 
Sätze 1 bis 5 EnWG und § 3 Abs. 4 Satz 2 MsbG zur Füh-
rung getrennter Konten umfasst die Beurteilung, ob die  
Zuordnung der Konten zu den Tätigkeiten nach § 6b Abs. 3 
Sätze 1 bis 4 EnWG sowie nach § 3 Abs. 4 Satz 2 MsbG 
sachgerecht und nachvollziehbar erfolgt ist und der Grund-
satz der Stetigkeit beachtet wurde.  
 
Unsere Verantwortung für die Prüfung der Tätigkeitsab-
schlüsse entspricht der im Abschnitt „Verantwortung des Ab-
schlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts“ hinsichtlich des Jahresabschlusses be-
schriebenen Verantwortung mit der Ausnahme, dass wir für 
den jeweiligen Tätigkeitsabschluss keine Beurteilung der 
sachgerechten Gesamt-darstellung vornehmen können.“ 
 
 
Lemgo, den 20.08.2026 
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STADTWERKE LEMGO GMBH 
Bruchweg 24 
32657 Lemgo 
 
Matthias Sasse 
Geschäftsführer 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
STADTWERKE LEMGO GMBH 
 
 
i. V.  
Dominik Schulte 

Kr.Bl.Lippe 25.08.2026 
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Volkshochschule Lippe-West 
 

301 Wirtschaftsplan für das Wirtschaftsjahr 2026 

 
Nach §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen vom 14.07.1994 (GV NW S. 666) in Ver-
bindung mit §§ 14 – 18 Eigenbetriebsverordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen, den §§ 8 Abs. 1 und 18 des Ge-
setzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit in Verbin-
dung mit § 20 der Satzung für den Zweckverband Volks-
hochschule Lippe-West, jeweils in der zurzeit gültigen Fas-
sung, hat die Verbandsversammlung in der Zweckver-
bandsversammlung am 15.01.2026 folgenden Wirtschafts-
plan beschlossen: 
 
1.) Der Wirtschaftsplan für das Wirtschaftsjahr 2026 wird 
 
im Erfolgsplan auf 

a) Erlöse 3.032.180,00 € 
b) Aufwendungen 3.050.475,00 € 
c) Jahresgewinn/-verlust     -18.295,00 € 

 
im Vermögensplan auf 

a) Erlöse      17.100,00 € 
b) Aufwendungen      52.860,00 € 
c) Entnahme aus dem Liquiditätsvortrag      0,00 € 

 
festgestellt. 
 
2.) Kredite werden nicht veranschlagt. 
 
3.) Der Höchstbetrag der Kassenkredite, die im Rech-
nungsjahr 2026 zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben in 
Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 52.000,00 € 
festgesetzt. 
 
4.) Die Aufteilung der Umlage erfolgt gemäß § 20 Abs. 1 
der Zweckverbandssatzung in der Fassung der 4. Ände-
rungssatzung nach dem Verhältnis seiner Einwohnerzahlen 
nach dem Stande vom 30.06. des Vorjahres. Unter Anwen-
dung dieses Beschlusses entfallen auf die Städte und Ge-
meinden: 
 
Gemeinde Augustdorf  21.630,00 € 
Stadt Lage  77.105,00 € 
Gemeinde Leopoldshöhe  38.220,00 € 
Stadt Oerlinghausen  38.045,00 € 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Der vorstehende Wirtschaftsplan für das Rechnungsjahr 
2026 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
Die nach § 19 Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes über kommunale 
Gemeinschaftsarbeit NRW (GkG NRW) in der zurzeit gelten-
den Fassung erforderliche Genehmigung für die in Ziffer 4 
des Wirtschaftsplanes festgelegte Umlage ist vom Landrat 
des Kreises Lippe als untere staatliche Verwaltungsbehörde 
mit Verfügung vom 14.04.2026 erstellt worden. 
 
Lage, den 27.07.2026 
 
 
gez. Matthias Kalkreuter 
-Zweckverbandsvorsteher- 
 
 
 

 
Zweckverband Volkshochschule Lippe-West 
Lange Str. 124 
32791 Lage 

Kr.Bl.Lippe 25.08.2026 
 
 
 

302 Jahresabschluss zum 31.12.2024 

 
Die Zweckverbandsversammlung der Volkshochschule 
Lippe-West hat am 15.01.2026 den Jahresabschluss zum 
31.12.2024 festgestellt und über die Verwendung des Jah-
resüberschusses wie folgt beschlossen:  
 
„Die Volkshochschule Lippe-West schließt das Geschäfts-
jahr 2024 mit einem Jahresüberschuss von 147.018,52 Euro 
ab. Die Zweckverbandsversammlung beschließt den Jahre-
süberschuss in voller Höhe der allgemeinen Gewinnrück-
lage einzustellen.“  
 
Der Jahresabschluss zum 31.12.2024 wird bis zur Feststel-
lung des Jahresabschlusses für das Jahr 2025 in der Volks-
hochschule Lippe-West, Lange Str. 124, 32791 Lage im ers-
ten Obergeschoss, Raum 212, zur Einsichtnahme verfügbar 
gehalten.  
 
Der abschließende Vermerk der Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft Steuerberatungsgesellschaft HWP Hinrichs & Partner 
mbH vom 13.11.2024 lautet: 
 
Nach dem Ergebnis unserer Prüfung haben wir am 20. Ok-
tober 2025 dem als Anlagen 1 bis 3 beigefügten Jahresab-
schluss des Zweckverband Volkshochschule Lippe-West, 
Lage, zum 31. Dezember 2024 und dem als Anlage 4 beige-
fügten Lagebericht für das Geschäftsjahr 2024 den folgen-
den uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt, der von 
uns an dieser Stelle wiedergegeben wird: 
 
„BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGIGEN AB-
SCHLUSSPRÜFERS“ 
 
Prüfungsurteile 
Wir haben den Jahresabschluss der Zweckverband Volks-
hochschule Lippe-West – bestehend aus der Bilanz zum 31. 
Dezember 2024 und der Gewinn- und Verlustrechnung für 
das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2024 bis zum 31. Dezem-
ber 2024 sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung 
der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – geprüft. Dar-
über hinaus haben wir den Lagebericht der Zweckverband 
Volkshochschule Lippe-West für das Geschäftsjahr vom 1. 
Januar 2024 bis zum 31. Dezember 2024 geprüft. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung ge-
wonnenen Erkenntnisse entspricht der beigefügte Jahresab-
schluss in allen wesentlichen Belangen den deutschen, für 
Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vor-
schriften und vermittelt unter Beachtung der deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsäch-
lichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- 
und Finanzlage der Gesellschaft zum 31. Dezember 2024 
sowie ihrer Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 
2024 bis zum 31. Dezember 2024 und vermittelt der beige-
fügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der 
Lage der Gesellschaft. In allen wesentlichen Belangen steht 
dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jahresabschluss, 
entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften und 
stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend dar. Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären  
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wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen 
die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des La-
geberichts geführt hat. 
 
 
 
Grundlage für die Prüfungsurteile 
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Be-
achtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festge-
stellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Ab-
schlussprüfung sowie unter ergänzender Beachtung der In-
ternational Standards on Auditing (ISA) durchgeführt. Un-
sere Verantwortung nach diesen Vorschriften, Grundsätzen 
und Standards ist im Abschnitt „Verantwortung des Ab-
schlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts“ unseres Bestätigungsvermerks weiterge-
hend beschrieben. Wir sind von dem Unternehmen unab-
hängig in Übereinstimmung mit den deutschen handels-
rechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben 
unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstim-
mung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffas-
sung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise aus-
reichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere 
Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht 
zu dienen. 
 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den Jah-
resabschluss und den Lagebericht 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstel-
lung des Jahresabschlusses, der den deutschen, für Kapi-
talgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften 
in allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass 
der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grund-
ätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Fi-
nanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner 
sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen 
Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen 
Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig 
bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlus-
ses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen falschen Dar-
stellungen aufgrund von dolosen Handlungen (d.h. Manipu-
lationen der Rechnungslegung und Vermögensschädigun-
gen) oder Irrtümern ist. Bei der Aufstellung des Jahresab-
schlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwort-
lich, die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der 
Zweckverbandstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben 
sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit 
der Fortführung der Zweckverbandstätigkeit, sofern ein-
schlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verant-
wortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrund-
satzes der Fortführung der Zweckverbandstätigkeit zu bilan-
zieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gege-
benheiten entgegenstehen. Außerdem sind die gesetzlichen 
Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, 
der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Ge-
sellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen 
mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen 
gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und 
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. 
Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die 
Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als not-
wendig erachtet haben, um die Aufstellung eines Lagebe-
richts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden deut-
schen gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen, und um 
ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen im La-
gebericht erbringen zu können. 

 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung 
des Jahresabschlusses und des Lageberichts 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu 
erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von we-
sentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen 
Handlungen oder Irrtümern ist, und ob der Lagebericht ins-
gesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft 
vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem 
Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonne-
nen Erkenntnissen in Einklang steht, den deutschen gesetz-
lichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken 
der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen 
Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile 
zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet. Hin-
reichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber 
keine Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung mit § 
317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschafts-
prüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Abschlussprüfung sowie unter ergänzender 
Beachtung der ISA durchgeführte Prüfung eine wesentliche 
falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen 
können aus dolosen Handlungen oder Irrtümern resultieren 
und werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftiger-
weise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insge-
samt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und 
Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen 
von Adressaten beeinflussen. Während der Prüfung üben 
wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kriti-
sche Grundhaltung  
 
Darüber hinaus  

- identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesent-
licher falscher Darstellungen im Jahresabschluss 
und im Lagebericht aufgrund von dolosen Handlun-
gen oder Irrtümern, planen und führen Prüfungs-
handlungen als Reaktion auf diese Risiken durch 
sowie erlangen Prüfungsnachweise, die ausrei-
chend und geeignet sind, um als Grundlage für un-
sere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass 
eine aus dolosen Handlungen resultierende we-
sentliche falsche Darstellung nicht aufgedeckt wird, 
ist höher als das Risiko, dass eine aus Irrtümern 
resultierende wesentliche falsche Darstellung nicht 
aufgedeckt wird, da dolose Handlungen kollusives 
Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Un-
vollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. 
das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhal-
ten können 

- erlangen wir ein Verständnis von den für die Prü-
fung des Jahresabschlusses relevanten internen 
Kontrollen und den für die Prüfung des Lagebe-
richts relevanten Vorkehrungen und Maßnahmen, 
um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den 
Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit 
dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit der in-
ternen Kontrollen der Gesellschaft bzw. dieser Vor-
kehrungen und Maßnahmen abzugeben. 

- beurteilen wir die Angemessenheit der von den ge-
setzlichen Vertretern angewandten Rechnungsle-
gungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von 
den gesetzlichen Vertretern dargestellten ge-
schätzten Werte und damit zusammenhängenden 
Angaben. 

- ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemes-
senheit des von den gesetzlichen Vertretern ange-
wandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fort-
führung der Zweckverbandstätigkeit sowie, auf der 
Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob 
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eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang 
mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die 
bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der Gesell-
schaft zur Fortführung der Zweckverbandstätigkeit 
aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kom-
men, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, 
sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf 
die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss 
und im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, 
falls diese Angaben unangemessen sind, unser je-
weiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen 
unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der 
bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks er-
langten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse 
oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, 
dass die Gesellschaft ihre Zweckverbandstätigkeit 
nicht mehr fortführen kann. 

- beurteilen wir Darstellung, Aufbau und Inhalt des 
Jahresabschlusses insgesamt einschließlich der 
Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zu-
grunde liegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse 
so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Be-
achtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnis-
sen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- 
und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. 

- beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit 
dem Jahresabschluss, seine Gesetzesentspre-
chung und das von ihm vermittelte Bild von der 
Lage der Gesellschaft. 

- führen wir Prüfungshandlungen zu den von den ge-
setzlichen Vertretern dargestellten zukunftsorien-
tierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis 
ausreichender geeigneter Prüfungsnachweise voll-
ziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsori-
entierten Angaben von den gesetzlichen Vertretern 
zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach 
und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zu-
kunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. 
Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunfts-
orientierten Angaben sowie zu den zugrunde lie-
genden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht 
ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künf-
tige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorien-
tierten Angaben abweichen. 

 
Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen 
unter anderem den geplanten Umfang und die Zeitplanung 
der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, ein-
schließlich etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, die 
wir während unserer Prüfung feststellen. 
 
Vorstehenden Prüfungsbericht erstatten wir in Übereinstim-
mung mit den gesetzlichen Vorschriften und den Grundsät-
zen ordnungsmäßiger Erstellung von Prüfungsberichten 
(IDW PS 450 n.F. (10.2021)). Die Verwendung des vorste-
hend wiedergegebenen Bestätigungsvermerks außerhalb 
dieses Prüfungsberichts setzt unsere vorherige Zustimmung 
voraus. Die Veröffentlichung oder Weitergabe des Jahres-
abschlusses und/oder Lageberichts in einer von der bestä-
tigten Fassung abweichenden Form (einschließlich der 
Übersetzung in andere Sprachen) erfordert unsere erneute 
Stellungnahme, soweit dabei unser Bestätigungsvermerk zi-
tiert oder auf unsere Prüfung hingewiesen wird. Wir weisen 
dies bezüglich auf § 328 HGB hin. 
 
 
Detmold, 20.10.2025 

 
HWP Hinrichs & Partner mbB 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Steuerberatungsgesellschaft 
Jochen Mischer 
Wirtschaftsprüfer 
 
Aufgrund des § 26 Abs. 4 der Eigenbetriebsverordnung für 
das Land Nordrhein-Westfahlen in der zurzeit geltenden 
Fassung wird hiermit der Jahresabschluss, die Verwendung 
des Jahresgewinns sowie das Ergebnis der Prüfung des 
Jahresabschlusses und des Lageberichts öffentlich be-
kanntgemacht. 
 
Lage, den 27.07.2026 
 
 
gez. Matthias Kalkreuter 
-Zweckverbandsvorsteher- 
 
Zweckverband Volkshochschule Lippe-West 
Lange Str. 124 
32791 Lage 

Kr.Bl.Lippe 25.08.2026 
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Einzelpreis dieser Nummer 0,51 € 

Bezug und Lieferung des Kreisblattes durch Kreis Lippe, Der Landrat, Felix-Fechenbach-Str. 5, 32756 Detmold. 
Einzellieferung nur gegen Voreinsendung des Betrages zuzüglich Versandkosten auf das  

Konto 18 bei der Sparkasse Detmold (BLZ 476 501 30). 
Bezugsgebühren jährlich 53,69 €. In den vorgenannten Preisen ist die gesetzliche Mehrwertsteuer enthalten.  

Redaktionsschluss jeweils am 1. bzw. 15. eines Monats um 16:00 Uhr, Erscheinungstermin jeweils am 10. bzw. 25. eines Monats. 
Herausgeber: Kreis Lippe, Felix-Fechenbach-Straße 5, 32756 Detmold 

Verantwortlich für die veröffentlichten Texte sind die Städte und Gemeinden bzw. die jeweiligen Institutionen. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


